
 

Haupt- und Finanzausschuss      Rösrath, 21.11.2023 

 

Einladung 
zur 20. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 

in der 17. Wahlperiode 
am Montag, 04.12.2023, 18:00 Uhr 

im Bürgerforum Bergischer Hof, Bürgersaal, 2. OG, Rathausplatz, 51503 Rösrath 

 
 

Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil  

TOP Betreff          Nummer 

1. Genehmigung der Niederschrift der letzten öffentlichen Sitzung  

vom 18.09.2023  

2. Bericht der Verwaltung über die Durchführung der in der letzten  

Sitzung gefassten Beschlüsse  

3. Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung,      567/2023 
hier: Vergabeverfahren zur betriebsmedizinischen  
sowie sicherheitstechnischen Betreuung 
 

4. Entwicklung der Personalkosten zum Stichtag 31. Dezember   B17/2023 

5. Sitzungsplan 2024         B6/2023 

6. Überplanmäßige Aufwendungen FB 2 für das Jahr 2022    B20/2023 

7. Einrichtung eines Energiemanagements für kommunale     507/2023-1 
Gebäude 

 
8. Fraktionsantrag ForsPark        539/2023 

hier: Ruhestörung Kirchweg         
 
9. Beantwortung von Anfragen 
 
10. Mitteilungen der Bürgermeisterin 
 
 
 

 

Bondina Schulze 

Bürgermeisterin 











 
 
 
 

Die Bürgermeisterin 

Mitteilungsvorlage 
 

Kennung:      öffentlich  
Drucksachennummer:    B17/2023 
Aktenzeichen:     Klein 
Fachbereich:     FB 1 - Personal, Organisation, Infrastruktur,  

Digitalisierung 
Datum:      06.11.2023 
 
Beratungsfolge 
 
Gremium        Termin 
Haupt- und Finanzausschuss    04.12.2023 
 
Betreff: 
 
Entwicklung der Personalkosten zum Stichtag 31. Dezember 2023 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt Kenntnis  
 
Erläuterungen: 

 
Als Anlage zu dieser Mitteilungsvorlage ist eine Übersicht der Entwicklung der Personalaufwen-
dungen im Personalbereich beigefügt. 
 
 
Kostensituation der Personalaufwendungen: 
Die zur Verfügung gestellte Übersicht zur Entwicklung der Personalkosten im Kalenderjahr 2023 
beruht auf einer Auswertung der verbuchten Personalaufwendungen (Stichtag: 10. Oktober 
2023). 
 
Diese Kosten wurden um die noch zu erwartenden Personalaufwendungen bis zum Jahresende 
erhöht. Die Entwicklung der Personalkostensituation zum 31.12.2023 beruht auf einer internen 
Personalkostenhochrechnung sowie einer Einschätzung der noch zu erwartenden Aufwendun-
gen. 
 
Die vorgelegte Übersicht nimmt nicht das Ergebnis der Jahresrechnung vorweg. Somit beinhal-
tet diese Übersicht auch keine Buchungen, die mit dem Ziel der Erstellungen einer Jahresrech-
nung 2023, erforderlich sind. Aus diesem Grund können sich zur späteren Darstellung der Jah-
resrechnung Abweichungen ergeben. 
 
Wie aus der vorgelegten Übersicht zu entnehmen ist, werden die Personalkosten der Stadtver-
waltung Rösrath den Rahmen des zur Verfügung stehenden Budgets um 
 

rd. 89.930,000 Euro 
 

unterschritten. 

 



 
Besoldungsaufwendungen: 
Im Bereich der Besoldungsaufwendungen wird eine Einsparung in einem Gesamtvolumen von 
212.960,00 Euro prognostiziert. Diese relativ hohe Einsparung beruht im Wesentlichen auf Per-
sonalstellen - welche im Personalhaushalt 2023 als Beamtenstellen veranschlagt wurden - aber 
unterjährig eine Besetzung mit tariflichen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern vorgenommen 
wurde. Ebenfalls beeinflussen mehrere Ruhestandsversetzungen das Rechnungsergebnis po-
sitiv. 
 
Beihilfeaufwendungen Beamte und Versorgungsempfänger: 
Für den Bereich der Gesundheitsausgaben für Beamtinnen und Beamte sowie für Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfänger hat sich der bundesweite Trend der Kostensteige-
rungen nicht entscheidend verändert. Dieser Trend beeinflusst weiterhin die Ausgabesituation 
der Stadt Rösrath negativ. 
 
Nur die Anzahl der in den letzten Jahren altersbedingt oder aus anderen Gründen in den Ruhe-
stand getretenen Beamtinnen und Beamten hat zu sinkenden Beihilfeaufwendungen für diesen 
Bereich geführt. Gleichzeitig sind aber die Beihilfeaufwendungen für die Beschäftigtengruppe 
der Versorgungsempfänger entsprechend angestiegen. 
 
Neben einer steigenden Anzahl von Versorgungsempfängern führen auch die Aufwendungen 
für ambulante und stationäre Pflegemaßnahmen zu Mehrausgaben. Sollte sich dieser Trend 
fortsetzen, so sind in den kommenden Jahren Anpassungen der Haushaltsansätze vorzuneh-
men. In Teilen wurde dieser Trend bei der Mittelanmeldung für das Kalenderjahr 2024 bereits 
berücksichtigt. 
 
Nach Kostenschätzungen wird für den Bereich der Beihilfeaufwendungen für Versorgungsemp-
fänger für das Kalenderjahr 2023 ein Fehlbetrag in Höhe von 55.000,00 Euro prognostiziert. 
Dieser Fehlbetrag kann voraussichtlich durch Einsparungen im Bereich der Besoldungsaufwen-
dungen und durch Minderausgaben im Bereich der Beihilfeaufwendungen für aktive Beamte 
ausgeglichen werden. 
 
Umlagezahlungen Versorgungskasse: 
Nach den derzeitigen Umlagevorausbescheiden ist davon auszugehen, dass der Haushaltsan-
satz für die Umlagezahlungen an die Rheinische Versorgungskasse auskömmlich sein wird. 
Anzumerken ist allerdings, dass der Umlagevorausbescheid nicht die Versorgungsaufwendun-
gen der im Jahre 2023 in den Ruhestand versetzen Beamten beinhaltet. Hier kann es zu einem 
späteren Zeitpunkt zu Umlagenachforderungen kommen, deren Höhe derzeit nicht beziffert wer-
den kann. Nach derzeitiger Einschätzung kann dieser Betrag aus den „Gesamtaufwendungen 
Personal“ gedeckt werden. 
 
 
 
Entgelt- und Vergütungszahlungen tariflich Beschäftigte: 
Im Gegensatz zu den Besoldungsaufwendungen hat sich die Ausgabesituation im Bereich der 
Entgelt- und Vergütungszahlungen negativ entwickelt. Hier werden Mehrausgaben in Höhe von 
rd. 292.700,00 Euro prognostiziert. Einen Grund für diese Mehrausgaben sind die bereits im 
Beamtenbereich beschriebene Besetzung von „Beamtenstellen“ mit tariflich beschäftigten Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern. 
 
Das Tarifergebnis für die Beschäftigten im kommunalen Bereich wirkt sich hingegen im Kalen-
derjahr 2023 nur geringfügig auf die Mehraufwendungen aus. Erst im kommenden Jahr wird das 
Tarifergebnis eine erhebliche Auswirkung auf die laufenden Entgeltzahlungen und die Personal-
nebenkosten haben. 
 



Ebenfalls muss kritisch angemerkt werden, dass die hohe Anzahl der offenen und / oder noch 
nicht in ein Besetzungsverfahren aufgenommenen Stellen die Ausgabesituation positiv beein-
flusst haben. Wären alle offenen Stellen unterjährig besetzt worden, so hätte sich die negative 
Ausgabesituation in diesem Bereich verstärkt. 
 
 
 
AG-Aufwendungen Sozialversicherung: 
Im Bereich der Sozialversicherungsaufwendungen wird eine Einsparung prognostiziert. Im We-
sentlichen lässt sich die Einsparung mit dem Tarifergebnis für den öffentlichen Dienst erklären. 
Das Tarifergebnis sieht für das Kalenderjahr monatliche Einmalzahlungen vor. Aufgrund einer 
besonderen gesetzlichen Konstellation unterliegen diese monatlichen Zahlungen nicht der 
Steuer- und Sozialversicherungspflicht. Bezogen auf das bei der Mittelanmeldung 2023 prog-
nostizierte Ergebnis der möglichen Tarifverhandlungen 2023 / 2024 ergibt sich hierdurch eine 
Einsparung obwohl die Kosten für die laufenden Entgeltzahlungen ansteigen. 
 
AG-Aufwendungen betriebliche Altersversorgung: 
Auch für diesen Bereich wird eine Einsparung prognostiziert. Auch in diesem Fall liegen die 
Gründe im Bereich des Tarifergebnisses für das Kalenderjahr 2023. 
 
 
 
Beschäftigungsentgelte Aushilfen: 
Die Ausgabesituation im Bereich der Beschäftigungsentgelt weist eine Einsparung in Höhe von 
25.050,00 Euro auf. Diese eigentlich positive Entwicklung muss allerdings genauer betrachtet 
werden. Ein wesentlicher Grund für die ermittelte Einsparung stellt die aktuelle Arbeitsmarktlage 
dar. Stellen für Aushilfskräfte und Unterstützungskräfte konnten im Kalenderjahr 2023 nicht be-
setzt werden. Gleiches gilt für die Stellen im Bundesfreiwillegendienst. Erstmals konnten diese 
Stellen nicht oder nur zeitverzögert nachbesetzt werden. 
 

Im Auftrag 
 
 
..................................     .................................. 
Bondina Schulze     Christoph Pokolm 
Bürgermeisterin     Fachbereichsleitung FB 1 
 
  
 
Anlage(n): 
Übersicht zur Kostenentwicklung der Personal- und Personalnebenkosten 
 
 













 
 
 
 

Die Bürgermeisterin 

Mitteilungsvorlage 
 

Kennung:      öffentlich 
Drucksachennummer:    B20/2023 
Aktenzeichen:     CAP/ CW 
Fachbereich:     FB 5 – Finanzen, Vermögen 
Datum:      17.11.2023 
 
Beratungsfolge 
 
Gremium        Termin 
Haupt- und Finanzausschuss    04.12.2023 
Stadtrat       11.12.2023 
 
Betreff: 
Überplanmäßige Aufwendungen FB 2 für das Jahr 2022 
 
Inhalt der Mitteilung: 

Aufgrund der im Jahr 2021 durchgeführte Prognose für Zuweisungen und Zuschüsse an 
Kindertageseinrichtungen wurde für das Jahr 2022 ein Ansatz mit einer Steigerung von ca. 
7,12% beantragt (+ 1.228.720,00 € von 17.259.800,00 € auf 18.488.520,00 €). 

Die Stadt Rösrath gewährt gemäß § 36 KiBiz sowie verschiedenen Ratsbeschlüssen freiwillige 
Zuschüsse zu den Betriebskosten der Kindertageseinrichtungen. Diese Zuschüsse werden 
durch den Haushalt finanziert und nicht durch den Landschaftsverband erstattet. Die freiwilligen 
Zuschüsse richten sich nach den durch das Land gewährten Zuschüssen und sind stark von 
den Änderungen in den Kitas (z.B. Betreuungsumfang, Anzahl Kinder mit und ohne 
Behinderung) abhängig. So können genau Werte erst nach Bescheid Erstellung durch den 
Landschaftsverband für das kommende Kitajahr (nach dem 15.03. und somit nach der 
Mittelanmeldung) ermittelt werden. 

Zudem werden jedes Jahr zum Jahresende Neuberechnungen der bereits laufenden Zuschüsse 
auf Grund von Änderungen in den Kitas (z.B. Änderungen Betreuung oder PiA) vorgenommen. 
Diese führen dann zu einem erhöhten Auszahlungsbetrag ab dem darauffolgenden Februar. Die 
erhöhten Kosten werden erst in der späteren Endabrechnung durch den Landschaftsverband 
erstattet. 

Auch die Anzahl der Kinder die in gemeindefremden Kitas untergebracht sind und der hieraus 
entstehende zu zahlende Interkommunale Ausgleich kann erst nach der Mittelanmeldung für 
das folgende Kitajahr festgestellt werden. Somit können bei der Mittelanmeldung nur 
Schätzwerte angegeben werden. Die hier zu erstattenden Elternbeiträge an andere Kommunen 
hängen stark von den neu angemeldeten Kindern in gemeindefremden Kitas ab, welche erst im 
gleichen Haushaltsjahr festgestellt werden können. 

In 2022 gab es eine satzungsgemäße Erhöhung von 1,5 % der Kindertagespflegeentgelte. Diese 
wurden bei der Haushaltsplanung nicht berücksichtigt. Darüber hinaus hat eine 
Kindertagespflegeperson rückwirkend für zwei Jahre Versicherungsleistungen geltend gemacht. 
Die städtische Kindertagespflege brauchte Einrichtungsgegenstände, welche vorher nicht 
eingeplant waren. 

Hieraus ergaben sich Mehraufwendungen in Höhe von insgesamt 1.128.454,27 €, die teilweise 
über Budgetdeckung abgefangen werden konnten. 



Die Deckung der restlichen Mehraufwendungen in Höhe von 616.668,62 € erfolgte über 
Minderaufwendungen in Budgets der anderen verantwortlichen Organisationseinheiten der 
Stadt Rösrath und über Mehrerträge bei Steuereinahmen. 

Gem. § 83 Abs. 2 GO NRW in Verbindung mit § 11 Abs. 1 (a), (b) und (c) der Haushaltssatzung 
2022 ist diese überplanmäßige Aufwendung in Höhe von 616.668,62 Euro dem Rat zur Kenntnis 
zu bringen. 
 
       Im Auftrag     
 
 
Bondina Schulze     Christian Welsch    
Bürgermeisterin     Kämmerer    



 
 
 
 

Die Bürgermeisterin 

Mitteilungsvorlage 
 

Kennung:      öffentlich 
Drucksachennummer:    507/2023-1 
Aktenzeichen:     Aaron van Neuß - AvN 
Fachbereich:     Klimaschutz und Nachhaltigkeit 
Datum:      09.11.2023 
 
Beratungsfolge 
 
Gremium        Termin 
Zukunftsausschuss      15.11.2023 
Haupt- und Finanzausschuss    04.12.2023 
Stadtrat       11.12.2023 
 
Betreff: 
Einrichtung eines Energiemanagements für kommunale Gebäude 
 
Beschlussvorschlag 

1. Die Einrichtung einer Vollzeitstelle „Energiemanager (m/w/d)“ für den Zeitraum von 
36 Monaten unter der Voraussetzung der Förderung in Höhe von 70% der 
Personalkosten. 

2. Den dauerhaften Betrieb und Durchführung des Energiemanagements über den 
Förderzeitraum hinaus. 

 
Erläuterungen: 

 

Aktualisierung der Beschlussvorlage: 
 
Nachfolgend werde Fragen zum TOP beantwortet: 

  
• Wie ist das Thema „Energiemanagement“ bislang in der Verwaltung betreut worden 

bzw. welcher Mitarbeiter hat sich z.B. um die Zusammenstellung der Übersichten im 
letzten Herbst (zum Thema „Energiekrise“ bzw. „Energiemangellage“) gekümmert? 

o Das Thema wurde trotz der umfangreichen bestehenden Aufgaben nebenbei 
von Herrn Lüghausen betreut. Eine Überwachung der Energieverbräuche durch 
bestehendes Personal ist derzeit nicht möglich und wird nicht durchgeführt. 

o Die Bearbeitung der Energiemangellage unterscheidet sich in wesentlichen 
Punkten von den Aufgabenbereichen des kommunalen Energiemanagements. 
Für die Energiemangellage lag der Fokus auf wenigen großen und schnell 
umzusetzenden Energiesparmaßnahmen. Dazu gehören zum Beispiel das 
Abstellen des Brauchwarmwassers, das Absenken der Vorlauftemperaturen der 
Heizungsanlagen und der Verzicht auf die Weihnachtsbeleuchtungen in den 
Straßen.  

o Ein kostengerechter und nachhaltiger Betrieb bedarf kurz- und mittelfristig einer 
Schwachstellenanalyse und das energetische Monitoring eines jeden 
Gebäudes. Hierdurch können kurzfristig Maßnahmen identifiziert werden, mit 
denen bereits Energieeinsparung erzielt werden können. 

  
  



• Welche bisherigen/zu erwartenden Energiekosten hat die Stadt Rösrath für die 
kommunalen Liegenschaften bzw. welche Einsparmöglichkeiten sind bereits heute 
bekannt/geplant/umsetzbar? 

o Die Stadt Rösrath hatte im Jahr 2022 Energiekosten in Höhe von etwa 569.000 
€ für ihre eigenen kommunalen Gebäude. Hierbei sind die teilweise erheblichen 
Preissteigerungen noch nicht berücksichtigt, sodass in den Folgejahren mit 
einem deutlich erhöhtem Aufwand zu rechnen sein wird. 

o Durch die Einführung eines Energiemanagements lassen sich bereits durch 
nichtinvestive Maßnahmen und das positive Beeinflussen des Nutzerverhaltens 
nach einer Veröffentlichung des Deutschen Städtetages bereits 
Energieeinsparungen in Höhe von durchschnittlich 10 % und bis zu 15 % 
erzielen. Solche kurzfristig erzielbare Einsparpotentiale werden derzeit aus 
Kapazitätsgründen nicht systematisch ermittelt und realisiert.  

o Im Zuge von Instandhaltungsmaßnahmen wurden vereinzelt bereits 
effizienzsteigernde und energiesparende Maßnahmen wie Dachsanierungen, 
der Umbau von Fenstern auf Dreifachverglasung, die Umrüstung auf LED-
Beleuchtungstechnik und der Austausch von Heizungsanlagen umgesetzt. 
Derzeit sind keine weiteren Maßnahmen geplant. 

  
• Welche Stellenbewertung ist für die Einrichtung einer Vollzeitstelle „Energiemanager“ 

vorgesehen (Budget von ca. 80.000,- Euro/p.a.)? 
o Die Verwaltung spricht sich dafür aus, die beschriebene Stelle in der 

Entgeltgruppe E11 auszuschreiben. Die 80.000 € p/a werden dadurch 
voraussichtlich nicht ausgeschöpft werden. Die gesamten aufgestellten 
Positionen stellen die maximale Höhe der förderfähigen Kosten dar. 

  
• Welche berufliche Qualifikation wäre aus Sicht der Verwaltung für die Stelle 

erforderlich? 
o Bachelor Hochschulabschluss mit Ausrichtung im Bereich Energiewirtschaft, 

(Bau-/ Wirtschafts-) Ingenieurswesen, Umwelttechnik, Versorgungstechnik oder 
einer vergleichbaren Fachrichtung 

  
• Wie lautet die umfängliche Aufgabenbeschreibung für die Stelle? 

o Die Erarbeitung einer umfänglichen Aufgabenbeschreibung für eine neu 
geschaffen Stelle im Bereich Energiemanagement für die Stadt Rösrath steht 
noch aus. Naheliegend ist, sich an den Ausschreibungen von Kommunen zu 
orientieren, welche diese Stelle bereits eingerichtet haben. 

  
o Nachfolgend eine beispielhafte Aufgabenbeschreibung: 

• Sie sind maßgeblich zuständig für den Aufbau des kommunalen 
Energiemanagements, insbesondere für die softwaregestützte Erfassung, 
Auswertung und Dokumentation (u.a. Energieberichte) von Energie- und 
Wasserverbrauchsdaten kommunaler Liegenschaften. Hierfür etablieren Sie 
entsprechende Strukturen, Softwarelösungen, Datenflüsse und Abläufe. 

  
• Sie identifizieren und bewerten technische und organisatorische 

Maßnahmen zur Betriebsoptimierung und Verbrauchseinsparung im 
Gebäudebestand und begleiten deren Umsetzung. 

  
• Sie beraten bei der Planung und Realisierung von Neu- Um- und 

Sanierungsvorhaben im Bereich städtischer Hochbauten und deren 
technischer Anlagen hinsichtlich Energieeffizienz und erneuerbarer 
Energieversorgungslösungen. 

  



• Sie unterstützen bei der Analyse und Optimierung der Energiebeschaffung 
und beraten hinsichtlich Klimaschutz, zertifiziertem Ökostrom und 
Wirtschaftlichkeit. 

  
• Bei der Planung und Umsetzung Ihrer Vorhaben binden Sie die 

Objektnutzer/innen und Hausmeister/innen ein und kommunizieren mit 
internen und externen Gremien 

  
o Ist es richtig, dass lt. Förderrichtlinie ausschließlich eine neu einzurichtende Stelle 

gefördert werden könnte oder wäre auch die Stelle bzw. Stellenanteile des 
Klimaschutzmanagers und/oder der Nachhaltigkeitsmanagerin förderfähig? 

• Aus der Förderrichtlinie geht hervor, dass nur eine neu geschaffene Stelle 
gefördert werden kann. Ziel der Förderung ist es, den Kommunen mehr 
Personal für die umfangreichen Aufgaben der Zukunft zukommen zu lassen. 
Die Beantragung der Förderung sowie die fördertechnische Begleitung zu 
diesem Projekt übernimmt der Klimaschutzmanager. 

  
o Soll die neu eingerichtete Stelle sich auch mit der Thematik „Kommunales 

Wärmemanagement“ beschäftigen? 

• Die Bearbeitung der Thematik "Kommunales Wärmemanagement" ist ein 
Fachbereich übergreifendes Projekt und wird durch den Klimaschutzmanager 
koordiniert. 

  
  
Mittel- und langfristig ist es sowohl aus Energie- und Kostengründen als auch mit Blick auf die 
Gesetzgebung notwendig, dass für alle kommunalen Gebäude weitergehende 
Energieeinsparmaßnahmen erkannt, geplant und umgesetzt werden. Das kommunale 
Energiemanagement erstellt dafür einen Maßnahmenfahrplan mit einzelnen 
Sanierungskonzepten für die jeweiligen Gebäude. Solche Sanierungskonzepte sind darüber 
hinaus unabdingbar für die Beantragung von Fördermitteln im Bereich der energetischen 
Sanierung. 
  
Die Empfehlung für die Einführung eines kommunalen Energiemanagements in den 
Kommunen wird im integrierten Klimaschutzkonzept des Kreises in Zusammenarbeit mit den 
Kommunen bereits seit dem Jahr 2013 empfohlen. Eine erneute Empfehlung hierzu wurde im 
Jahr 2018 in der Fortschreibung ausgesprochen. 

 
 
 
 

Im Auftrag  
 
  
Bondina Schulze   Aaron van Neuß     
Bürgermeisterin   Klimaschutzmanager 
 
Anlage(n): 

1. Anlage 1 zur Drucksache 507/2023-1 Kommunalrichtlinie und technischer Annex 
2. Anlage 2 zur Drucksache 507/2023-1 Kostenaufstellung 

 
  



Finanzielle Auswirkungen 
 
Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen 

X ja  ☐ nein 

Die benötigten Mittel sind im Haushalt eingestellt ☐ ja  X nein 

Betroffene Haushaltsjahre  2024, 2025, 2026, 2027 

Die Maßnahme verursacht Folgekosten in Höhe von 34.016,08€ € ☐ einmalig  X jährlich 

 
Auswirkungen für den Klimaschutz  
 
Die Maßnahme hat Relevanz für den Klimaschutz  

☐ keine  X positiv  ☐ negativ  ☐ nicht eindeutig 

 
Die Maßnahme lässt negative Auswirkungen auf folgende Parameter erwarten 

☐ Wasserhaushalt ☐ Kleinklima  ☐ Fauna u. Flora  ☐ Hochwasserschutz  

 
Die Maßnahme hat Relevanz für die Bewusstseinsstärkung/Öffentlichkeitsarbeit im Sinne des 
Klimaschutzes 

☐ keine  X positiv  ☐ negativ  ☐ nicht eindeutig 

 
Gegebenenfalls kurze Erläuterung der Einstufung und möglicher Kompensationsmaßnahmen: 



 

Kommunalrichtlinie und technischer Annex zur Implementierung und Erweiterung 
eines Energiemanagements 

Auszug aus der Richtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojekten im kommunalen 
Umfeld „Kommunalrichtlinie“ (KRL) 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz vom 22. November 2021 

mit Änderung vom 18. Oktober 2022 

Kapitel 4.1.2, S. 7ff  

Anlage 1 zur Drucksache 507/2023  -1



 

 

Auszug aus dem Technischer Annex der Kommunalrichtlinie: inhaltliche und 
technische Mindestanforderungen 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz vom 22. November 2021 

mit Änderung vom 18. Oktober 2022 

Kapitel 1.2, S. 4ff 

 



 

 

 



Tabelle aus der Richtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojekten im kommunalen 
Umfeld „Kommunalrichtlinie“ (KRL) 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz vom 22. November 2021 

mit Änderung vom 18. Oktober 2022 

Kapitel 7.3.2, S. 40  

Die gesamte Kommunalrichtlinie sowie den technischen Annex finden Sie unter 

h ps://www.klimaschutz.de/ [abgerufen am 07.07.2023] 

 



Aufteilung der maximalen Kosten für die Förderung "Einführung eines 
Energiemanagementsystems" der Nationalen Klimaschutz Initiative (NKI) 

  
 Ausgaben in: 2024 in [€] 2025 in [€] 2026 in [€] 2027 in [€] Gesamt in [€] 

            

Personalkosten 65.824,47  78.989,36  78.989,36  13.164,89  236.968,08  

            

Messtechnik, Zähler, Sensorik 10.000,00  20.000,00  15.000,00  4.999,20  49.999,20  

            

Installa%on der Messpunkte 7.367,71  14.735,41  11.051,56  3.683,26  36.837,94  

            

Gebäudebewertungen 10.600,00  21.200,00  0,00  0,00  31.800,00  

            

So*ware 5.000,00  5.000,00  5.000,00  5.000,00  20.000,00  

            

Zer%fizierung 0,00  0,00  0,00  16.800,00  16.800,00  

            

Beratung fachkundiger Dri0er 13.125,00  15.750,00  15.750,00  2.625,00  47.250,00  

            

Geschä*sbedarf, Dienstreisen 3.859,03  4.630,83  4.630,83  771,81  13.892,50  

      

Summe: 115.776,20  160.305,61  130.421,75  47.044,16  453.547,72  

 

Die Gesamtkosten betragen für 36 Monate 453.457,72 €. Bei der Förderquote von 70% 

beträgt der Eigenanteil 136.064,32 € 

Anmerkungen 

- Bei den aufgeführten Positionen handelt es sich um die maximalen förderfähigen 

Kosten, die im Rahmen der NKI für die Stadt Rösrath gefördert werden können 

- Für diese Berechnung wird von einem Dienstbeginn zum 01.03.2024 ausgegangen. 

- Die Kosten für Messtechnik und die Gebäudebewertung sind in den ersten Jahren 

höher, da diese am Anfang des Projektes realisiert werden. 

- Personalkosten: Die Stelle ist mit vorgegebenen Eckwerten des Fördergebers 

berechnet worden und geben die maximal geförderten Kosten wieder. Die 

tatsächlichen Personalkosten berechnen sich individuell nach den Bedingungen der 

Stelleninhaberin / des Stelleninhabers. 

- Dienstreisen: Der Fördergeber erwartet, dass neue Personen an geeigneten 

fachlichen Fort- und Weiterbildungen bzw. Erfahrungsaustauschen teilnehmen. Daher 

wird zu Teilnahmegebühren und Reisekosten eine Förderung gewährt 
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Die Bürgermeisterin 

Beschlussvorlage 
Kennung: öffentlich 
Drucksachennummer: 539/2023 
Aktenzeichen: FB 3 - Ordnung 
Fachbereich: FB 3 - Bürgerdienste, Ordnung 
Datum: 28.08.2023 

Beratungsfolge 

Gremium Termin 
Haupt- und Finanzausschuss 18.09.2023 
Stadtrat 25.09.2023 

 

Betreff: 
Fraktionsantrag der Fraktion ForsPark 
Hier: Ruhestörung Kirchweg 

Beschlussvorschlag: 
Bleibt abzuwarten 
 

Erläuterungen: 
Beigefügter Antrag ist am 23.08.2023 eingegangen und wird zur weiteren Beratung und 
Abstimmung vorgelegt. 
 
Es bestehen folgende Möglichkeiten: 
 
1. Abstimmung über den Antrag der Fraktion ForsPark  
„Die Verwaltung wird beauftragt, wirkungsvolle Maßnahmen gegen die permanenten nächtlichen 
Störungen im Kirchweg, zu ergreifen.“ 
 
2. Abstimmung über einen modifizierten Antrag / modifizierte Anträge 
Bleibt abzuwarten 
 
3. Prüfauftrag an die Verwaltung 
Bleibt abzuwarten 
 
 
 Im Auftrag 
  
  
Bondina Schulze Sabine Ley 
Bürgermeisterin Fachbereichsleitung 
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Finanzielle Auswirkungen 
 
Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen 

☐ ja  ☐ nein 

Die benötigten Mittel sind im Haushalt eingestellt ☐ ja  ☐ nein 

Betroffene Haushaltsjahre  

Die Maßnahme verursacht Folgekosten in Höhe von  € ☐ einmalig  ☐ jährlich 

 
Auswirkungen für den Klimaschutz  
 
Die Maßnahme hat Relevanz für den Klimaschutz  
☐ keine  ☐ positiv  ☐ negativ  ☐ nicht eindeutig 
 
Die Maßnahme lässt negative Auswirkungen auf folgende Parameter erwarten 
☐ Wasserhaushalt ☐ Kleinklima  ☐ Fauna u. Flora  ☐ Hochwasserschutz  
 
Die Maßnahme hat Relevanz für die Bewusstseinsstärkung/Öffentlichkeitsarbeit im Sinne des 
Klimaschutzes 
☐ keine  ☐ positiv  ☐ negativ  ☐ nicht eindeutig 
 
Gegebenenfalls kurze Erläuterung der Einstufung und möglicher Kompensationsmaßnahmen 
 
 
 






	TOP 15. Ö 539/2023 Vorlage
	- Anlage: VL 1: 67 - 20230821 Antrag ForsPark_Kirchweg (PDF)


